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A. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 

Darstellung auf Planzeichnung 

B. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

1.1 Das Bauland ist nach § 8 BauNVO festgesetzt als: 

- Gewerbegebiet - (GE) 

1.2 Nicht zulässig sind Vorhaben die eine' landesplanerische Beurteilung erfordern. 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

2.1 Wandhöhe, Grundflächenzahl, Geschoßflächenzahl 

2 Geschosse 

max. Wandhöhe 7,0 m, max. Firsthöhe 9,0 m 

GRZ (§19 BauNVO) max. 0,8 

GFZ (§ 20 BauNVO) max. 1,6 

Pro Parzelle kann ausnahmsweise eine Wohneinheit für Betriebsangehörige und Aufsichtspersonal zuge¬ 
lassen werden. 

2.2 Mindestgrößen der Baugrundstücke: 

4 000 m2 für Gewerbegrundstücke 

Die Grundstücksteilungen dürfen nur so vorgenommen werden, dass ein Mindestgrenzabstand von 5 m 
zum Gebäude (incl. 2 m Grenzbepflanzung) verbleibt. 
Die in Art. 6 und 7 BayBO aufgeführten Mindestabstandsflächen behalten Gültigkeit. 

3. BAULICHE GESTALTUNG 

3.0 ALLGEMEINES 

Die Versorgungsmedien sind unterirdisch zu führen. 

3.1 BAUKÖRPER 

3.1.1 Die Oberkante des EG Fußbodens darf max. 1,2 m (in Verbindung mit Laderampen) über der 
Oberkante Bordstein liegen. 
Bei anderer Nutzung darf diese Höhe 0,3 m nicht überschreiten. 

3.1.2 Kellergeschoße dürfen nicht durch Abgrabungen und Abböschungen des Geländes freigelegt 
werden. Ausnahmsweise kann an einer Gebäudeseite einem Lichtgraben mit einer max. Tiefe 
von 2,0 m und einer Länge von max. 5,0 m zugestimmt werden. 
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3.2 DACHFLACHEN 

Alle Dachformen sind zugelassen. 
Die Dachneigung darf 22 Grad nicht überschreiten. 
Als Dacheindeckung sind Profilbleche und Dachplatten in roter bis rotbrauner, sowie grauer Farbe zuge¬ 
lassen. Ebenso zulässig sind naturfarbene Zink- und Alubleche, wobei eine Reflexion auszuschließen ist. 

3.3 FASSADENGESTALTUNG 

3.3.1 Die Fassadentöne sind in hellen bis gedeckten Farben zu halten. Grelle Töne sowie Signal- und 
Leuchtfarben sind unzulässig. 

3.3.2 Zugejassen sind freistehende Werbeanlagen bis max. 5.0 m Höhe und Fahnen mit einer max. 
Höhe von 7,0 m. In der einzäunungsfreien Zone wird die Montage auf 4 Fahnen pro Gewerbe¬ 
einheit begrenzt. Nicht zugelassen sind Werbeanlagen an der Einfriedung, sowie Werbeanlagen 
in Form von laufenden Schriften. Die Größe der Werbeanlage wird über Einzelbaugenehmigung 
geregelt. Im Zuge dieser Genehmigung kann die Positionierung der Anlage mit den Standorten 
von Baumpflanzungen abgestimmt werden. 

3.3.3 Werbehinweisschilder im Stadtbereich, auch unter der genehmigungspflichtigen Größe, sind nur 
an den von der Stadt festgelegten Standorten zugelassen. 

4. GARAGEN, STELLPLÄTZE, NEBENGEBÄUDE 

Garagen und Stellplätze dürfen nur über eine Grundstückseinfahrt und nicht von der Straße her angefah¬ 
ren werden. Die Ablösung von Stellplätzen gemäß Art. 53 BayBO wird ausgeschlossen. 

5. EINFRIEDUNGEN, ZUFAHRTEN 

5.1 Wo Einzäunung zugelassen, ist diese als Stahlzaun mit senkrechten Sprossen aus leichtem Rund¬ 
oder Profilstahl (kein Baustahlgewebe) auszuführen. 

Für Grenzzäune zwischen den Grundstücken sind Maschendrahtzäune zugelassen. 
Die Zäune sind zu hinterpflanzen. Maximal zulässige Höhe für Zäune : 2,0 m. 

5.2 Ein Einzäunungsverbot ist mit Planzeichen fixiert. Hier sind auch Hecken oder niedrige Sockel¬ 
mauern nicht zugelassen. 

5.3 Bebaute Grundstücke entlang der Bahneigentumsgrenze sind einzufrieden. 

5.4 Die Zufahrt zu den Grundstücken erfolgt über eine Einmündung von der Umfahrung Mühldorf- 
Nord. Von dieser Straße kann das östliche sowie das westliche Grundstück erschlossen werden. 



6. GRÜNORDNUNG 

6.1 Allgemein 

Für die 'Umfahrung Mühldorf Nord', die in einem Teilabschnitt durch das geplante Gewerbegebiet ver¬ 
läuft, liegt eine qualifizierte landschaftspflegerische Begleitplanung zur Ermittlung von Eingriff und Aus¬ 
gleich gemäß Art. 6 BayNatSchG vor. 

6.2 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit Ausnahme der notwendigen Verkehrsflächen vom 
jeweiligen Grundstückseigentümer zu begrünen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

6.3 Flächen zum Schutz und zur Pflege von Natur und Landschaft 

Der Vegetationsbestand (Altgrasflur mit Gehölzbestand) auf der Böschung südlich entlang der Pleiskir- 
chenstraße ist den Vorgaben des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes (Biotop B 101) entsprechend 
als 'Fläche zum Schutz und zur Pflege von Natur und Landschaft' festgesetzt. 

Der Biotop ist langfristig als Vernetzungsstruktur innerhalb des Bebauungsplanumgriffes zu sichern. 

6.4 Öffentliche Grünflächen 

Mit Planzeichen A.4 sind öffentliche Grünflächen festgesetzt. 

Die neu zu erstellenden Flächen decken teilweise den Kompensationsbedarf aus der naturschutzrechtli¬ 
chen Eingriffsregelung nach § 1a BauGB für die geplante Gewerbegebietsausweisung ab (vgl. Ziff. 2.3 
der Begründung). 

Die Flächen sind mit einer kräuterreichen Wiesenmischung anzusäen und mit Bäumen gemäß Festset¬ 
zung Ziff. 6.6 zu überstellen. 
Dabei ist ein erhöhter Anteil an Wildobstbäumen zu berücksichtigen. 

6.5 Kompensationsflächen 

Zur Deckung des ermittelten Kompensationsflächenbedarfes für Eingriffe in der Bauleitplanung (ca. 6.970 
m?) sind innerhalb des Bebauungsplanumgriffes als Flächen zur Kompensation von Eingriffen nach § 1a 
BauGB (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung)’ festgesetzt: 

öffentliche Grünfläche westlich der Bahnlinie zwischen Hangkante an der Pleiskirchenstraße und der 
Umfahrung Mühldorf Nord (anrechenbare Grundfläche = 1.800 m2) 

. öffentliche Grünfläche östlich der Bahnlinie beidseits der Umfahrung Mühldorf Nord 
(50 % Anrechung der Grundfläche = 3.400 m2) 

Außerhalb des Bebauungsplanumgriffes wird aus dem Okokonto der Stadt Mühldorf a. Inn als weitere 
Ausgleichsfläche für die Eingriffe durch das 
festgesetzt: 

Gewerbegebiet an der Umfahrung Muhldorf Nord’ zusätzlich 

Fl.Nr. 919/4 Gemarkung Mühldorf a. Inn 
anrechenbare Grundfläche = 2.900 m2) 

Auch für den Straßenabschnitt der „Umfahrung Mühldorf Nord" innerhalb des Bebauungsplanumgriffes 
wird ein Flächenanteil aus der Fl.Nr. 919/4 Gemarkung Mühldorf a. Inn als Ausgleichsfläche für die bilan¬ 
zierten Eingriffe der Verkehrsanlage festgesetzt. 

Fi.Nr. 919/4 Gemarkung Muhldorf a. Inn 
anrechenbare Grundfläche = 5.400 m 

Seite 4 



6.6 Private Grünflächen 

Mit Planzeichen A.4 sind private Grünflächen im Gewerbegebiet festgesetzt. 

Entlang der 'Umfahrung Mühldorf Nord' gilt dabei gemäß den Festsetzungen durch Planzeichen A.4 fol¬ 
gendes Pflanzgebot: 

FE = Fraxinus excelsior 'Westhofs Glorie' (Straßen-Esche) 

Für das östliche Grundstück ist zwischen der nördlichen Baugrenze und der 'Fläche zum Schutz und zur 
Pflege von Natur und Landschaft' (Biotop B 101) eine private Grünfläche festgesetzt. Die Grünfläche ist 
entsprechend der Vorgaben des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes nach Entwicklung einer Puf¬ 
ferzone entlang des Südrandes der Biotopstruktur mit wildkräuterreicher Wiesenmischung anzusäen und 
dauerhaft zu unterhalten. 

Die festgesetzten Grünflächen dürfen nicht für Lagerplätze, Stellplätze oder ähnlich befestigte Flächen 
verwendet werden. 

Je angefangene 300 m2 überbaubare Grundstücksfläche ist ein großkroniger Laubbaum aus den Arten 
der potentiell natürlichen Vegetation zu pflanzen. 

Bei einer Teilung der überbaubaren Grundstücksflächen in mehrere Grundstücke ist beiderseits der ent¬ 
stehenden Grundstücksgrenze ein je mindestens 3 m breiter Bereich nach Maßgabe der Festsetzungen 
6.7 mit Sträuchern und einem Anteil von 6 % Heistern oder Hochstämmen flächendeckend zu bepflan¬ 
zen. 
Die Vorschriften des Art. 47 Abs. 1 AGBGB (Grenzabstände von Pflanzen) finden keine Anwendung. 
Diese Flächen dürfen nicht von befestigten Flächen unterbrochen werden. 

6.7 Pflanzung von Bäumen 

An den durch Planzeichen A.4 festgesetzten Standorten sind Laubbäume als Hochstämme zu pflanzen 
und dauerhaft zu unterhalten. Die Standorte der zu pflanzenden Bäume können geringfügig verändert 
werden, wenn aus verkehrstechnischen oder aus Gründen der erforderlichen Spartentrassen eine Pflan¬ 
zung am vorgesehenen Standort nicht möglich ist. Die Anzahl und Art der Bepflanzung muss dabei im 
Grundsatz erhalten bleiben. 

Verwendung geeigneter Arten der potentiell-natürlichen Vegetationsgesellschaft des Labkraut-Eichen- 
Hainbuchenwaldes sowie Wildobstbäume in Einzelstellung. 

Die Verwendung von Nadelgehölzen (auch als Hecke) sowie von Trauerformen und buntlaubiger Gehöl¬ 
ze ist ausgeschlossen. 

6.8 Pflanzung von Sträuchern 

Zu verwenden sind vorwiegend die Arten der potentiell-natürlichen Vegetationsgesellschaft des Labkraut- 
Eichen-Hainbuchenwaldes (Galio carpinetum). Die Beimischung weiterer geeigneter Straucharten ist bis 
zu einem Anteil von 30 % zulässig. 

6.9 Einsaaten 

Ansaatflächen sind mit Landschaftsrasen nach RSM 7.1-7.4 mit Kräutern einzusäen. Die privaten Grün¬ 
flächen zur Umfahrung Mühldorf Nord sind als Rasenfläche mit Baumreihe gemäß Planzeichen 1.4 ohne 
Strauchbepflanzung auszubilden. 
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6.10 Begrünung von Stellplätzen 

Für das westliche Grundstück ist das geplante Vorhaben bereits im Bebauungsplan dargestellt. Die Be¬ 
grünung der notwendigen Stellplätze ist entsprechend den Darstellungen im Bebauungs- und Grünord¬ 
nungsplan als Pflanzgebot festgesetzt. 
Für das östliche Grundstück ist je angefangene 5 Stellplätze ein Laubbaum als Hochstamm nach Fest¬ 
setzung Ziff. 6.6 zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 

Die Laubbäume sind als durchgehende Baumreihen zwischen zwei angrenzenden Parkstandsreihen 
herzustellen (wie westliches Grundstück). 

Die Ablösung von Stellplätzen gemäß Art. 53 BayBO wird ausgeschlossen. 

6.11 Begrünung der Lärmschutzwand 

Nach Errichtung der Lärmschutzwand Wiederherstellung bzw. Verstärkung des bereits vorhandenen Be¬ 
wuchses an der Hangkante. Sfflsi 

Entlang der Pleiskirchenstraße ist die Lärmschutzwand auf der Nordseite punktuell mit Kletterpflanzen zu 
begrünen. 

6.12 Freiflächengestaltungspläne 

Die vorgesehene Nutzung der nicht bebauten Flächen, der Nachweis des Versiegelungsgrades, Maß¬ 
nahmen zur Grünordnung - insbesondere Vegetationsplanung - sind gemäß Art. 5 BayBO in einem qua¬ 
lifizierten Freiflächengestaltungsplan darzustellen, der gemäß § 1 Art. 5 Bau VerfVO mit dem jeweiligen 
Bauantrag einzureichen ist. 
Der geprüfte Plan wird Bestandteil der Baugenehmigung. 

Die öffentlichen Grünflächen im Bebauungsplanumgriff decken teilweise den Kompensationsbedarf der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung nach § 1a BauGB ab. 

Für die grünordnerische Gestaltung dieser Flächen ist in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehör¬ 
de, Landratsamt Mühldorf a. Inn ein Maßnahmenkonzept zu entwickeln. 

Für die innerörtliche Grünfläche am westlichen Anschluss der Äußeren Neumarkter Straße an die 'Um¬ 
fahrung Mühldorf Nord’ ist in Ergänzung der bestehenden Grünanlage auf der Ebene der Ausführungs¬ 
planung eine detaillierte Freianlagenplanung zu erarbeiten. 

Bepflanzung im Sichtdreieck 

Das Sichtdreieck ist von jeglichen baulichen Anlagen, auch genehmigungs- und anzeigefreien Anlagen 
freizuhalten. 
Einfriedungen, Bepflanzungen und Ablagerungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,0 m, gemessen von 
der Fahrbahnoberkante, zulässig. 
Das Bepflanzen mit Bäumen ist zulässig, sofern diese eine Kronenansatzhöhe von mindestens 2,50 m 
haben. 

7. BEFESTIGTE FLÄCHEN 

7.1 Grundstückszugänge und -Zufahrten, Fußwege und private Eigentümerwege sind funktionsabhän¬ 
gig so zu befestigen, dass ein möglichst geringer Abflussbeiwert erreicht wird. Wasserdurchlässige 
Beläge wie Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen und wassergebundene Decken 
sind zu bevorzugen. Die Entwässerung dieser Flächen darf nicht auf öffentliche Flächen erfolgen. 
Das Niederschlagswasser ist in den betreffenden Grundstücken zu versickern. 

7.2 Offene Stellplätze dürfen nicht versiegelt werden. Zulässig sind nur wasserdurchlässige Beläge. 
Die Fahrspuren sind mit geteerten Oberflächen zugelassen. 
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8. ABGRABUNGEN, AUFSCHÜTTUNGEN, LÄRMSCHUTZWALL 

entfällt 
9. ABWASSERBESEITIGUNG 

10. Die öffentliche Abwasserbeseitigung wird als abgemagertes Mischsystem ausgeführt. Keller¬ 
entwässerung ist nur über Hebeanlagen möglich. Unverschmutztes Niederschlagswasser 
(Dach- u. Hofflächen, Wohnstraßen) ist über Sickergruben, auf dem eigenen Grundstück zu 
versickern. Der Betreiber hat sicherzustellen, dass keine Öl- und Benzinverunreinigungen in 
die Sickergrube gelangen können. 

Auf die einschlägigen Regelungen der TRENGW und NfreiV (Technische Regeln für die Einleitung 
von Niederschlagswasser in das Grundwasser, Niederschlagsfreistellungsverordnung) sowie auf 
das Merkblatt ATV-DVWK-M 153 ( Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser vom 
Febr. 2000) wird hingewiesen. 

Bis zur Herstellung des Kanales in der Nordumfahrung ist in die Kanalisation der Pleiskirchen- 
strasse zu entwässern. Dies kann nur über eine Hebeanlage erfolgen. Diese Leitung ist äußerst 
behutsam durch den Landschaftsschutzbereich zu verlegen. 

10.1 Öffentliche Verkehrsflächen werden über die städtische Kanalisation bzw. über einen Sickerbe¬ 
reich entwässert. 

10.2 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 
Anlagen zum Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln und Verwenden wasserge¬ 
fährdender Stoffe müssen so beschaffen sein und so eingebaut, aufgestellt, unterhalten und be¬ 
trieben werden, dass eine Verunreinigung von Grundwasser oder Oberflächengewässern nicht er¬ 
folgen kann. 
Anlagen zur Lagerung und zum Transport wassergefährdender Stoffe müssen, entsprechend Art. 
37 BayWG, angezeigt werden. 

10.3 Die gegebenen Vorflutverhältnisse der Bahnkörper-Entwässerungsanlagen (Gräben und Durchläs¬ 
se etc.) dürfen in Ihrer Funktion keinesfalls beeinträchtigt werden. 

11. SCHALLSCHUTZ 

Gewerbeqeräusche 

Das Plangebiet ist nach §1 BauNVO hinsichtlich der maximal zulässigen Geräuschemissionen gegliedert. 

Es sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen je m2 Grundfläche innerhalb der 
Baugrenzen folgende immissionswirksame flächenbezogene Schalleistungspegel nicht überschreiten: 

Name d. Teil¬ 
fläche 

Max 

We* 
Tags 

mal zulässi 
Schallle 

>ten 
nachts 

ge immission 
stungspegel 

Nor 
tags 

swirksame flä 
n dB(A) in Ri 
den 

nachts 

chenbezoge 
chtung 

Südo 
tags 

ne 

sten 
Nachts 

GE 1 65 55 62 47 65 55 

GE 2 65 55 61 46 65 55 

Der Nachweis der Einhaltung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schalleistungspegel ist nur für 
Immissionsorte außerhalb des Gewerbegebietes in Schallausbreitungsrichtung nach Westen (nächstge¬ 
legenes Wohnhaus oder nächstgelegene Baugrenze im allgemeinen Wohngebiet auf Fl.-Nr. 771/3), nach 
Norden (jeweils nächstgelegenes Wohnhaus oder nächstgelegene Baugrenze im allgemeinen Wohnge¬ 
biet zwischen Fl.-Nr. 785/4 und Fl.-Nr. 785/19) sowie nach Südosten (nächstgelegenes Wohnhaus oder 
nächstgelegene Baugrenze im allgemeinen Wohngebiet auf Fl.-Nr. 790/10) zu führen. 
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Die Lärmschutzwand südlich der Pleiskirchenstraße ist bei der Berechnung der Beurteilungspegel der 
Anlagen nicht zu berücksichtigen. 

Baulicher Schallschutz: 

1. ) Baulicher Schallschutz ist im gesamten Planungsgebiet erforderlich. 
An allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich Aufenthaltsräume befinden, sind bei Errich¬ 
tung und Änderung der Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, 
die gewährleisten, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach Ta¬ 
belle 8 der DIN 4109 eingehalten werden. 
Für Festlegungen der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist Lärmpegelbereich IV 
zugrunde zu legen. 
Abweichend hiervon gelten innerhalb eines Abstandes von 40 m zur Mittelachse der Umfahrung 
Mühldorf Nord für alle Aufenthaltsräume hinter Fassaden- und Dachflächen mit Sichtkontakt zur Um¬ 
fahrung Mühldorf Nord die Anforderungen des Lärmpegelbereiches V. 

2. ) Bei nach § 8 Abs.3 Nr. 1 BauNVO zulässigen Wohnräumen ist folgendes zu beachten: 

Fenster von Schlafräumen (Schlaf- und Kinderzimmer) sind mit schalldämmenden Lüftungseinrich¬ 
tungen auszustatten. Die Anforderungen aus Abschnitt 1.) sind auch bzgl. der Lüftungseinrichtungen 
zu beachten. 

11. VERSORGUNGSFLÄCHEN 

Der Standort der bestehenden Trafostation wird It. Abstimmung mit den Stadtwerken an die Nordseite der 
neuen Zufahrt verlegt. 
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C. HINWEISE 

1. KARTENGRUNDLAGE 

Amtliches Katasterblatt M 1:1000, Koordinatenangabe auf Datenträger durch die Stadt Mühldorf. 
Die Maßentnahme aus dem Plan ist nur bedingt möglich. 
Für die Maßhaltigkeit wird keine Gewähr übernommen. 
Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 

2. ALLGEMEINES 

2.1 Das Baugebiet wurde bisher im Osten landwirtschaftlich und im Westen als Lebensmittelmarkt 
genutzt. 
Aitlasten sind der Stadt nicht bekannt. 
Bei Humus- und Bodenabtrag ist sorgfältigst auf eventuelle geschichtliche Funde zu achten. Auf 
die Anzeigepflicht nach Art 8 DSchG wird hingewiesen. Der Beginn des Oberbodenabtrages ist 
dem Kreisheimatpfleger frühzeitig bekannt zu geben. 

2.2 Von der Nordumfahrung erfolgt die Verkehrsanbindung über eine Abzweigung. Die Nordumfahrung 
wird im Geltungsbereich neu erbaut und erhält für die Abzweigung eine Linksabbiegespur. Weitere 
Zufahrten von der Nordumfahrung sind nicht möglich. 

2.3 Bei Verwendung von festen Brennstoffen wird auf die Entstehung von Stickoxyden und deren ne¬ 
gative Auswirkung für die Umwelt hingewiesen. 

2.4 Bei der Errichtung der Gebäude sollte auf die Verwendung von Tropenholz, außer Plantagenholz, 
verzichtet werden. 

2.5 Der Einbau von Photovoltaik- und Solaranlagen (Sonnenkollektoren) wird aus Gründen des Um¬ 
weltschutzes empfohlen 

2.6 Dem Bebauungsplan liegt als Anlage ein Schnitt des Büros Infra mit dem Höhenverlauf von der 
Pleiskirchenstraße bis zur Umfahrung bei. 

3. GEWERBEGERÄUSCHE 

Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des jeweiligen Genehmigungsverfah¬ 
rens kann die Genehmigungsbehörde den Nachweis fordern, dass die festgesetzten immissionswirksa- 
men flächenbezogenen Schallleistungspegei durch das entsprechende Vorhaben nicht überschritten 
werden. 
Der Nachweis ist für die jeweils nächstgelegenen Wohngebäude bzw. Baugrenzen der in den Festset¬ 
zungen angegebenen Flurnummern im Westen, Norden und Südosten zu führen. Eine Emissionsbe¬ 
schränkung bzgl. der Schallausbreitungsrichtung nach Süden besteht nicht. Dies bedeutet, dass für die 
ansiedlungswilligen Betriebe auch eine Optimierung der Immissionssituation durch eine günstige Ausrich¬ 
tung von Geräuschquellen und Betriebsgebäuden im Sinne einer bevorzugten Abstrahlung nach Süden 
möglich ist. 

Die Berechnung der zulässigen Immissionsanteile je Betriebsgrundstück ist nach DIN ISO 9613-2 für 
freie Schallausbreitung über ebenem Gelände durchzuführen, wobei die Höhe des Schallausbreitungs¬ 
weges gemäß Gl. 10 der DIN ISO 9613-2 mit hm = 4 m über Gelände anzusetzen ist. 

Bei der konkreten Anlagenplanung ist innerhalb des Gewerbegebietes darauf zu achten, dass vor Ge¬ 
bäuden mit Fenstern von Aufenthaltsräumen bzw. an der nächsten Baugrenze auf den jeweiligen Nach¬ 
bargrundstücken die Immissionsrichtwerte für Gewerbegebiete nicht überschritten werden. 

Auf die Nachweise kann verzichtet werden, wenn offensichtlich ist, dass es sich um einen nicht stören¬ 
den, geräuscharmen Betrieb (z. B. nur Büronutzung) handelt 
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Stadtbauamt Mühldorf a. inn 
Az.: 51-610/6-35-3 Di-Sb 

Mühldorf a. Inn, 25. Juni 2004 

Bekannt mschung 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für die 1. vereinfachte Änderung 
des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Muhldorf 

Nord”(siehe Lageplan). 

Der Stadtrat der Stadt Mühldorf a. Inn hat am 2.4.06.2004 die 1. vereinfachte 
Änderung des Bebauungspaines "Gewerbegebiet an der zukünftigen 
Umfahrung Mühldorf Nord" i.d.F.v. 09.03.2004 als Satzung ^ 
ser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzouches (bau .> ) 
ortsüblich bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. vereinfachte Änderung des 
bebauungsplanes "Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Mühldorf 
Nord" i.d.F.v. 09.03.2004 in Kraft. 

Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung beim Stadtbauamt. 
Huterergasse 2 1.Stock, Zimmer N101, 84453 Mühldorf a. Inn, wahrend der 
allgemeinen Servicezeiten einsehen und über deren Inhai, Auskunft verlangen. 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah- 
rens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechts¬ 
folgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich werden demnach 

1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichne- 
ten Verfahrens- und Formvorschriften und 

2. Mängel der Abwägung 

wenn sie nicht in Fällen der Nummer 1 innerhalb eines Jahres, in Fallen der 
Nummer 2 innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungs¬ 
planes schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind, der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den 
SS 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn ment innethalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermöge, isnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigefuhrt wird. 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

An der Amtstafel 
angebracht: 

änommen: 
28.06.2004 A 
30.07.2004 !/ 





STADT MUHLDORF LANDKREIS MUHLDORF 
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A. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 

1. Der Flächennutzungsplan der Stadt Mühldorf a. Inn wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren an¬ 
geglichen. 
Grund für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Regelung des Baurechtes. 

2. Mit diesem Bebauungsplan soll die Rechtsgrundlage und die städtebauliche Ordnung für den im Plan 
begrenzten Geltungsbereich geschaffen werden. 

B. GRÖSSE. LAGE. BESCHAFFENHEIT DES GRUNDSTÜCKES 

1. Grundstücksgrößen u. Eigentümer des Geltungsbereiches: 
(die Grundstücksgrößen wurden per CAD aus den DXF - Grundlagen ermittelt und können geringfügig 
von den Größen des Vermessungsamtes abweichen.) 

Flur Nummer 774/10 
774/11 
785/18 
785/31 
796 

Stadt Mühldorf 
Stadtplatz 21, 
84453 Mühldorf 

2 436 m2 
1 028 m2 

321 m2 
258 m2 

1 514 m2 

Flur Nummer 785 
796/1 

32 765 m2 
480 m2 

Zeilinger Georg, 
Innere Neumarkter Str.40, 
84453 Mühldorf 

In Teilbereichen 

Flur Nummer 

Flur Nummer 
Flur Nummer 

774/2 
Freistaat Bayern (Wasserwirtschaftsamt) 
Königstr. 19 
83022 Rosenheim 

770 
774/12 
785/5 
803/2 

Stadt Mühldorf 
Stadtplatz 21, 
84453 Mühldorf 

2 206 m2 

522 m2 
96 m2 
52 m2 

226 m2 

Flur Nummer 786 8 177 m2 

Pfaffeneder Franz Xaver 
Hart 2, 
84453 Mühldorf 
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Flur Nummer 795/3 3 309 m2 
Bundesrepublik Deutschland 
(Bundeseisenbahnvermögen) 
Richelstr. 3 
80634 München 

Flur Nummer 795/35 69 m2 

Innwerk AG 
Töging 

53 459 m2 

Fläche des Geltungsbereiches gesamt: 5,345 ha 

2. Grenzen 

Im Norden wird das Baugebiet durch die Pleiskirchenstraße mit anschließender Wohnbebauung begrenzt. 
Die östliche Grenze ist die Bahnlinie mit einem Grundstücksstreifen für die Regenversickerung der 
Straßenflächen. 
Den südlichen Abschluss bildet die Umfahrungsstraße Mühldorf-Nord mit südlich gelegenem Innkanal. 
Die Grenze im Westen ist die Kreuzung Nordtangente mit Übergang in die Nordumfahrung und der Äuße¬ 
ren Neumarkter Str. mit Anschluss an die Kanalbrücke. 

3. Entfernung des Baugebietes zu folgenden Einrichtungen: 

3.1. Bahnhof 1 900 m 
3.2. Omnibushaltestelle 500 m 
3.3. Kirche 1 700 m 
3.4. Volksschule 3 200 m 
3.5. Versorgungsläden 1 500 m 

Das Gebiet liegt ca. 2 500 m nordöstlich des Ortskernes von Mühldorf. 

4. Form, Höhenlage, Bodenbeschaffenheit 

Kanalbrücke, Äußere Neumarkter Str. und Pleiskirchenstr. liegen in etwa auf gleicher Höhe. Von dem 
Kreuzungspunkt an der Kanalbrücke im Westen fällt das Gelände ca. 4m in Ostrichtung ab. In diesem Ge¬ 
fälle wird die neue Nordumfahrung ausgebaut. Diese Höhendifferenz ist im Norden zur Pleiskirchenstraße 
mit einer Böschung ausgebildet. 

Die Bahngleise liegen wieder auf der Höhe der Pleiskirchenstraße, sodass mit geringer Tieferlegung der 
neuen Nordumfahrung eine Unterfahrung der Bahnlinie möglich wird. 

Die zu erschließende Gewerbefläche wird von der neuen Straße auf dem jetzigen bestehenden tieferen 
Niveau erschlossen und als ebene Fläche geplant. 

Im Gründungsbereich ist Grundwasser nicht zu erwarten. 
Als Untergrund ist kiesiger Boden zu erwarten. Zur Herstellung eines tragfähigen und sicheren Baugrundes 
sind keine besonderen Maßnahmen notwendig. 
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C. GEPLANTE BAULICHE NUTZUNG 

1. Art der baulichen Nutzung: 

GE - Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 

„Um die Innenstadt vor den negativen Auswirkungen übergroßen Verkaufsflächen außerhalb dieses Be¬ 
reichs zu schützen, werden Ansiedlungen ausgeschlossen, die einer landesplanerischen Beurteilung be¬ 
dürfen. Dies soll einer Aufsplitterung des zentralörtlichen Potentials entgegenwirken'1. 

2. Flächenzusammenstellung in m2 

Nr. Flächenbezeichnung m2 m2 % Bruttobauland 

1. Netto - Wohnbauland 

Netto - Wohnbauland gesamt 

2. Netto - Gewerbefläche 21 034 

Netto - Bauland gesamt 21 034 39,3 

3. Verkehrsflächen 

a) Straßen (incl. Nordumfahrung) 

b) Wirtschaftsweg 

c) Fuß-/Radweg 

d) Bahnlinie 

7 587 

1 506 
O QAO 2 842 

gesamt 13 841 25,9 

4.1 a) Öffentliche Grünflächen für Kompensation von Ein¬ 
griffen in der Bauleitplanung 

b) Sonstige öffentliche Grünflächen 

c) Straßenbegleitgrün/Böschung 

1 IS 

d) Sickerflächen 

gesamt 18 583 34,7 

4.2 Flächen für Gemeinbedarf (Trafo) 58 0,1 

5.0 Differenz CAD zu Lageplan 

6.0 BRUTTOBAULAND GESAMT 53 459 100,00 
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D. WEITERE ERLÄUTERUNG 

0. ALLGEMEINES 

Die Bebauung ist als Gewerbegebiet(GE) festgelegt. 

1. PLANUNG UND STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

Mit dem Bebauungsplan wird das Baurecht der Umfahrung Mühldorf Nord mit Ausbildung des Kreuzungs¬ 
punktes zur Äußeren Neumarkter Straße sowie die Anbindung an die Nordtangente bis nach Osten unter 
der bestehenden Bahnlinie festgelegt. 

Nördlich der neuen Straßenführung werden Gewerbeflächen ausgewiesen und mit einer Anbindung von 
der neuen Straße erschlossen. 

Entlang der Nordumfahrung kann für Gewerbe eine Präsentation der Produkte über attraktive Gebäudeges¬ 
taltung erfolgen. 

Eine Schallschutzwand im nördlichen Teil des Planareals soll die Anwesen nördlich der Pleiskirchenstraße 
weitestgehend vor entstehenden Lärmimmissionen der Umfahrung Mühldorf-Nord und der Gewerbeflächen 
schützen. 

2. Grünordnung 

2.1. Bestehende Nutzung / Biotoptypen im Bebauungsplangebiet 

Das Bebauungsplangebiet ist von unterschiedlichen Nutzungen geprägt: 

am westlichen Ende des Geltungsbereiches liegt die bestehende Straßenkreuzung der Harthauser 
Straße/Äußere Neumarkter Straße mit der Mößlinger Straße/Innere Neumarkter Straße. Nur wenige 
Meter nach dieser Kreuzung zweigte bisher von der Äußeren Neumarkter Straße die Zufahrt zu einem 
bis vor kurzem gewerblich genutzten Betriebsgelände in Richtung Innwerkkanal ab. 

westlich der bestehenden Äußeren Neumarkter Straße liegt eine öffentliche Grünfläche die als Ein¬ 
gangssituation zur südlich des Innwerkkanals liegenden Kernstadt grünordnerisch gestaltet und be¬ 
pflanzt ist. 

nach Norden wird das Bebauungsplangebiet von einer Terrassenkante entlang der Pleiskirchenstraße 
begrenzt. Die Böschung ist als Altgrasflur mit Gehölzbestand kartiert und im Flächennutzungs- und 
Landschaftsplan als erhaltenswerter Biotop Nr. 101 eigener Erhebung ausgewiesen. Die Hangkante 
im Plangebiet ist Teil einer Ost-West gerichteten, über das Gebiet der Stadt Mühldorf a. Inn hinausrei¬ 
chenden Vernetzungsstruktur (Biotop amtlicher Kartierung Nr. 160), entlang der geologisch bedingten 
Terrassenkante zwischen den Inn-Terrassen der Spätwürmeiszeit und der Niederterrasse der Wür¬ 
meiszeit. 

an das bereits unterhalb der Terrassenkante gelegene, bis vor kurzem gewerblich genutzte Betriebs¬ 
gelände (Einzelgebäude mit großflächig versiegeltem Umfeld) grenzt im Osten bis an die Bahnlinie 
heran eine als Grünland genutzte landwirtschaftliche Fläche an. 

im Süden grenzt die gehölzbestandene Böschung des Innwerkkanals an den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes an. Die Böschungsfläche ist ebenfalls als lineare Vernetzungsstruktur anzuspre¬ 
chen, die das gesamte Gebiet der Stadt Mühldorf a. Inn von West nach Ost durchzieht (Biotop amtli¬ 
cher Kartierung Nr. 164). 

im Westen des Plangebietes kreuzt die Bahnlinie nach Landshut den Geltungsbereich. Auf den Däm¬ 
men der Bahnlinie haben sich Altgrasfluren mit Einzelgehölzen als Sekundärbiotop entwickelt. 

östlich der Bahnlinie grenzen ausgeräumte Ackerlagen um das Einzelgehöft 'Hirsch am Hart' an. 
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2.2 Begründung der grünordnerischen Festsetzungen 

Das grünordnerische Konzept beinhaltet sowohl die Sicherung und Entwicklung der vorhandenen Biotop¬ 
strukturen, als auch die Ausweisung großflächiger öffentlicher Grünflächen entlang der 'Umfahrung Mühl¬ 
dorf Nord1 innerhalb des Geltungsbereiches. Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen erfüllen dabei teil¬ 
weise den ermittelten Kompensationsbedarf nach der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (vgl. Ziff. 2.3). 

Die Ost-West gerichtete Strukturierung der Landschaft mit den vorhandenen Vegetationsbeständen entlang 
des Innwerkkanals (Biotop Nr. 164) und der Geländekante zwischen den eiszeitlichen Terrassenschottern 
(Biotop 101 eigener Erhebung) ist in der Grünordnungsplanung aufgenommen und durch die festgesetzten 
Grünstrukturen fortgeführt worden. 

Durch die entlang der 'Umfahrung Mühldorf Nord' festgesetzten Grünflächen entsteht eine Stärkung der 
bereits vorhanden Strukturelemente: 

der im Geltungsbereich vorhandene Biotop (B 101 eigener Erhebung) auf der Böschungsfläche unter¬ 
halb der Pleiskirchenstraße ist als zu erhaltender Vegetationsbestand als 'Fläche zum Schutz und zur 
Pflege von Natur und Landschaft' festgesetzt. 

Zur Stärkung dieser Biotopstruktur ist entlang des Nordrandes des westlichen Grundstückes entspre¬ 
chend des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes die Entwicklung eines Pufferstreifens durch 
Festsetzung einer privaten Grünfläche vorgesehen. 

die bestehende öffentliche Grünfläche an der Äußeren Neumarkter Straße wird erhalten und durch 
den vorgesehenen Rückbau der bestehenden Straße im Zuge der Anbindung an die 'Umfahrung 
Mühldorf Nord’ um ca. 2.000 m2 vergrößert. 

Durch die grünordnerische Neugestaltung dieser Fläche kann die Eingangssituation in die Kernstadt von 
Mühldorf aus Nordosten am südlichen Ende der Äußeren Neumarkter Straße verbessert werden. 

im Kreuzungsbereich der 'Umfahrung Mühldorf Nord' mit der Bahnlinie sind umfangreiche öffentliche 
Grünflächen festgesetzt, womit eine Stärkung der Sekundärbiotopflächen an den Bahndämmen in 
Nord-Süd-Richtung, sowie eine Eingliederung der Straßentrasse und des Regenrückhaltebeckens auf 
der Ostseite der Bahnlinie erreicht wird. Die Gestaltung der Restflächen zwischen Innwerkkanal und 
'Umfahrung Mühldorf Nord' führt zu einer Stärkung der Vegetationsstrukturen entlang der Kanalnord¬ 
seite und markiert den westlichen Beginn des breiten Grünzuges entlang der gesamten Umfahrung 
Mühldorf Nord’. 

Die grünordnerische Gestaltung der öffentlichen Grünflächen entlang der 'Umfahrung Mühldorf Nord' wurde 
in der Landschaftspflegerischen Begleitplanung, die für die Gesamttrasse aufgestellt wurde, erarbeitet. 

Für die nördlich an die 'Umfahrung Mühldorf Nord' angrenzenden Gewerbegrundstücke sind private Grün¬ 
flächen mit Pflanzgebot festgesetzt um eine im Orts- und Landschaftsbild wirksame Baumreihe zwischen 
Straße und Gewerbeflächen zu realisieren, die ebenfalls die Grundstruktur der vorhandenen Ost-West ge¬ 
richteten Landschaftselemente aufnimmt. 

Auch die vorgegebene Begrünung der Stellplätze als durchgehende Baumreihen zwischen zwei gegenü¬ 
berliegenden Parkstandsreihen setzt dieses Gestaltungsprinzip um. 



2.3 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung 

2.3.1 Rechtliche Grundlage 

Mit der Neufassung des Baugesetzbuches (BauGB) vom 01.01.1998 wurde die naturschutzrechtliche Ein¬ 
griffsregelung in der Bauleitplanung in das Bauplanungsrecht aufgenommen. 

In der gemeindlichen Bauleitplanung ist demnach auf der Grundlage von 

§ 8a des Bundesnaturschutzgesetzes und 
- Art. 6 des Bayerischen Naturschutzgesetzes als länderbezogene Regelung 
- in Verbindung mit § 1a des Baugesetzbuches 

für notwendige Eingriffe in Natur und Landschaft die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung anzuwenden. 

Nach § 1a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ist die naturschutzfachliche Eingriffsregelung mit Ermittlung der möglichen 
Vermeidung und Minimierung von Eingriffen und Ableitung der notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaß¬ 
nahmen durch die Gemeinde in der Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB zu berücksichtigen. 

2.3.2 Methodik 

Zur Abarbeitung der Eingriffsregelung wird der vom Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung herausgegebenen Leitfaden 'Bauen im Ein¬ 
klang mit Natur und Landschaft' in der Fassung vom September 1999 angewandt. 

Entsprechend dieses Leitfadens wird die Behandlung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung in vier Arbeitsschritten durchgeführt (Leitfaden S. 8): 

Schritt 1 Erfassen und Bewerten von Natur und Landschaft 
(Bestandsaufnahme) 

Schritt 2 Erfassen der Auswirkungen des Eingriffs und Weiter¬ 
entwicklung der Planung im Hinblick auf Verbesserun¬ 
gen für Naturhaushalt und Landschaftsbild 

Schritt 3 Ermitteln des Umfangs erforderlicher Ausgleichsflächen 

Schritt 4 Auswählen geeigneter Flächen für den Ausgleich 
und naturschutzfachlich sinnvoller Ausgleichsmaß¬ 
nahmen als Grundlage für die Abwägung 

Abwägen mit allen öffentlichen und privaten Belangen 
(§ 1 Abs. 6 BauGB) 
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2.3.3 Schritt 1: Bestandsaufnahme und -bewertung 

Nach den Bedeutungen der Schutzgüter ist der Zustand des Plangebietes entsprechend den Festlegungen 
im 'Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung' in 

- Gebiete geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie I) 

- Gebiete mittlerer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie II) 

- Gebiete hoher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Kategorie III) 

zuzuordnen, wobei in Kategorie I und II je nach Wertigkeit der einzelnen Faktoren ein unterer und oberer 
Beurteilungswert festgelegt werden kann (Leitfaden S. 25 - 27). 

Für das Plangebiet ergibt sich aus der Bestandserhebung demnach folgende schutzgutbezogene Bewer¬ 
tung: 

Arten- und Lebensräume 

befestigte Flächen der bestehenden Straße mit intensiv gepflegtem Straßengrün und vorhande¬ 
ner Gewerbebetrieb = Kategorie I, unterer Wert 
landwirtschaftlich genutzte Wiesen = Kategorie I, oberer Wert 
biotopkartierte Gehölzbestände auf Terrassenkante (eigener Erhebung) und am Innwerkkanal 
(amtlicher Kartierung - außerhalb angrenzend) = Kategorie II, oberer Wert 

Boden 

versiegelter Boden durch Verkehrsflächen und bisher vorhandene Gebäude 
= Kategorie I, unterer Wert 
anthropogen überprägter Boden unter Dauerbewuchs (Grünland) 
= Kategorie II, unterer Wert 

Wasser 

Gebiet mit reguliertem Wasserabfluss (Innwerkkanal), so dass Hochwasserereignisse ausgeschlossen 
werden können = Kategorie I, oberer Wert 

Klima und Luft 

Gebiet ohne kleinklimatisch wirksame Luftaustauschbahnen; Terrassenkante und Bahndamm als 
kleinklimatisch wirksame Barrieren = Kategorie I, oberer Wert 

Landschaftsbild 

bisheriger Ortsrandbereich (Pleiskirchenstraße) mit bestehenden, eingewachsenen Eingrünungsstruk¬ 
turen (Gehölzbestände entlang Terrassenkante und Innwerkkanal) 
= Kategorie II, unterer Wert 
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In der Summe der Bewertung nach den Bedeutungen der Schutzgüter ist für das gesamte Plangebiet eine 
Aufteilung in drei Teilgebiete unterschiedlicher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild festgelegt: 

Kategorie 1, unterer Wert für westlichen Teil des Bebauungsplangebietes mit bisher vorhandenen 
Verkehrs- und Gebäudeflächen sowie intensiv genutzter Grünanlage 

Kategorie I, oberer Wert für östlichen Teil des Bebauungsplangebietes mit landwirtschaftlich genutz¬ 
ten Wiesenflächen 

Kategorie II, oberer Wert für nördlichen Rand des Bebauungsplangebietes mit Gehölzbestand auf 
ortsrandprägender Terrassenkante; Biotopvernetzung in Ost-West-Richtung. 

2.3.4 Schritt 2: Ermittlung der Eingriffschwere 

Als wesentlicher Bearbeitungsfaktor für die Ermittlung des Ausgleichsumfanges sind Art und Maß der 
geplanten baulichen Nutzung festzulegen. Entsprechend dem 'Leitfaden zur naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung1 sind dabei 'Flächen mit hohem Versiegelungs- und Nut- 
zungsgrad (Grundflächenzahl GRZ > 0,35) und Flächen mit niedrigem bis mittlerem Versiegelungs¬ 
und Nutzungsgrad (GRZ < 0,35)' zu unterscheiden und voneinander abzugrenzen. Flächen die keiner 
Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung unterliegen, werden in die Betrachtung grundsätzlich 
nicht mit einbezogen. Die Gewerbeflächen des vorliegenden Bebauungsplanes sind Typ A (bebauter 
Bereich mit GRZ > 0,35) zuzuordnen. 

Der Gehölzbestand auf der Terrassenkante entlang Pleiskirchenstraße (Biotop 101 eigener Erhe¬ 
bung) wird m die Betrachtung mit embezcgen, da entlang der Böschungsoberkante auf 349 m Länge 
eine 5,5 m hohe Lärmschutzwand (2,5 m Acrylglas auf 3,0 m Holz) errichtet werden soll. 
Zur Errichtung der Lärmschutzwand ist ein schmaler Geländestreifen entlang des südlichen Straßen¬ 
randes der Pleiskirchenstraße als Baufeld notwendig. 
Dort vorhandener Vegetationsbestand (Gras-Krautflur mit Gehölzaufwuchs) wird baubedingt besei¬ 
tigt; Einzelgehölze mit in den Straßenraum ausragenden Asten werden bei Bedarf ausgeastet um 
das notwendige Lichtraumprofil zur Errichtung der Lärmschutzwand bereit zu stellen. 

Der Vegetationsbestand auf der Böschungskante wird zum größten Teil erhalten; die: Biotopverbund¬ 
funktion bleibt bestehen. Der im nördlichen Randbereich der Terrassenkante notwendige Eingriff ist 
mit Bereitstellung naturschutzfachlicher Ausgleichsflächen kompensierbar. 

2.3.5 Schritt 3: Kompensationsumfang und Bilanzierung 

Aus der Überlagerung der 'Gebiete unterschiedlicher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschafts¬ 
bild'mW. 'Gebieten unterschiedlicher Eingriffsschwere' ergibt sich die differen-zierte Beeinträchtigungs¬ 
intensität entsprechend der abgegrenzten Flächen. 

Im 'Leitfaden zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung' ist zu dieser Überla¬ 
gerung eine 'Matrix zur Festlegung der Kompensationsfaktoren' dargestellt (Leitfaden S. 13 verkürzt 
dargestellt). 
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Matrix zur Festlegung der Kompensationsfaktoren 

Gebiete unterschiedlicher Eingriffsschwere 

Gebiete unterschiedlicher 
Bedeutung für Naturhaus¬ 
halt und Landschaftsbild 

Typ A 
hoher 
Versiegelungs- bzw. 
Nutzungsgrad 

Festgesetzte GRZ > 0.35 
od. entspr. Eingriffsschwere 

Typ B 
niedriger bis 
mittlerer 
Versiegelungs- bzw. 
Nutzungsgrad 

Festgesetzte GRZ < 0,35 
od. entspr. Eingriffsschwere 

Kategorie I 
Gebiete 
geringer Bedeutung 

Feld A I 

0,3 - 0,6 

Feld B I 

0,2 - 0,5 

Kategorie II 
Gebiete 
mittlerer Bedeutung 

Feld A II 

0,8 - 1,0 

Feld B II 

0,5 - 0,8 

Kategorie III 
Gebiete 
hoher Bedeutung 

Feld A III 

(1,0)-3,0 

Feld B III 

1,0-(3,0) 

Zur Festlegung des anzusetzenden Kompensationsfaktors innerhalb der vorgegebenen Spannen sind 
die im jeweiligen Planungsfall möglichen Vermeidungsmaßnahmen aufzuzeigen. 

Für das geplante Gewerbegebiet sind als Grundlage des Bebauungsplanes folgende anrechenbare 
Vermeidungsmaßnahmen geplant, die zur Verwendung des niedrigen Kompensationsfaktors aus dem 
zutreffenden Matrixfeld führen (angelehnt an Leitfaden S. 28/29): 

Arten und Lebensräume: 

. Weitestgehender Erhalt der biotopkartierten Vegetationsbestände an der Terrassenkante entlang 
Pleiskirchenstraße (Biotop 101 eigener Erhebung);:die Lärmschutzwand entlang der Straßensüdsei¬ 
te wird mit Trägerelementen-auf Punktfundamenten: errichtet, ein dauerhafter flächiger Eingriff findet 
nicht statt. 

Wasser: 

• Rückhaltung des Niederschlagswassers (= Entwässerungskonzept) 
• Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versickerungsfähiger Beläge 

(Wege, Freiflächengestaltung, Parkplätze) 
. Vermeidung der Einleitung von belastetem Wasser in Oberflächengewässer 

Boden: 

• Entsiegelung und Rückbau der bestehenden 'Äußeren Neumarkter Straße' 
• Schutz natürlicher Oberflächenformen (eiszeitliche Terrassenkante) 
• Verwendung versickerungsfähiger Beläge (Wege, Freiflächengestaltung, Parkplätze) 
• Errichtung der Lärmschutzwand auf Punktfundamenten 
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Landschaftsbild: 

• Weitestgehender Erhalt, bzw. Wiederherstellung des Gehölzbestandes als landschaftsbildprägende 
Struktur entlang der Terrassenkante 

• Ausbildung der Lärmschutzwand entlang Pleiskirchenstraße als Holz-Gias-Konstruktion und Begrü¬ 
nung der Wandelemente zur Minimierung der Wirkung im Orts- und Landschaftsbild. 

Grünordnerische Maßnahmen: 

• Baumüberstellung und Eingrünung von Stellplätzen, Parkplätzen - soweit es die Abstandsregelun¬ 
gen zulassen 

• grünordnerische Gestaltung der Freiflächen 
• Pflanzung einer Baumreihe entlang der 'Umfahrung Mühldorf Nord' 

Demnach ergibt sich für die von der Gebietsausweisung betroffenen Teilflächen der Wertkategorie I 
nach Typ AI bebauter Bereich mit GRZ > 0,35) ein Kompensationsfaktor von 0,3 

Da sich die Errichtung einer Lärmschutzwand auf Punktfundamenten keinem Versiegelungs- bzw. Nut¬ 
zungsgrad der Matrix zur Festlegung der Kompensationsfaktoren zuordnen lässt, wird die in Anspruch 
zu nehmende Grundfläche (662 m2) mit dem höchst möglichen Kompensationsfaktor für Gebiete mittle¬ 
rer Bedeutung (Kategorie II) angesetzt (1,0). 

Insgesamt enisteht somit bezogen auf die Abgrenzung von Gebieten unterschiedlicher Bedeutung für 
den Naturhaushalt und das Landschaftsbild sowie Gebiete unterschiedlicher Eingriffsschwere folgen¬ 
der Kompensationsbedarf: 

Typ Beschreibung des Standortes Fläche in m2 Faktor Kompensationsbe¬ 
darf in m2 

AI landwirtschaftlich genutztes Grünland 
und Teilfläche mit vorhandener Ver¬ 
siegelung durch bestehenden Gewer¬ 
bebetrieb 

Netto Gewerbe¬ 
fläche 

21.034 0,3 6.310 

All Vegetationsbestand auf Geländekante 
entlang Pleiskirchenstraße 660 1,0 

.: 

660 

Summe 6.970 

Für die vom Straßenbauprojekt 'Umfahrung Mühldorf Nord’ überbauten Flächen wurde die natur¬ 
schutzrechtliche Eingriffsregelung nach den Vorgaben der bayerischen Straßenbauverwaltung im 
Rahmen der getrennt erstellten Landschaftspflegerischen Begleitplanung durchgeführt. Die Ergebnis¬ 
se für den Trassenabschnitt innerhalb des vorliegenden Bebauungsplanes sind unter Ziff. 2.4 zu¬ 
sammengefasst. 
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2.3.6 Schritt 4: Kompensationsmaßnahmen 

Entsprechend der für die gesamte Trassenführung der 'Umfahrung Mühldorf Nord' erarbeiteten Land¬ 
schaftspflegerischen Begleitplanung sind innerhalb des Bebauungsplangebietes folgende trassenbeglei¬ 
tende Gestaltungsmaßnahmen vorgesehen: 

• G1 - Gestaltung der Rückbaufläche der 'Äußeren Neumarkter Straße' als 
Ergänzung der bestehenden öffentlichen Grünflächen am nördlichen 
Eingang zur Kernstadt (ergänzende Großbaumpflanzung im vorgege¬ 
benen Raster) 

• G2 - Gestaltung der Restfläche (Wiesenfläche mit versetzten Baumreihen) 
zwischen 'Umfahrung Mühldorf Nord' und Innwerkkanal zur Stärkung 
der Biotopstrukturen der Kanalböschung (Biotop Nr. 164) 

. G3 - Gestaltung der Teilflächen (Wiesenfläche mit lockerem Baumraster) 
beidseits der 'Umfahrung Mühldorf Nord' auf der Ostseite der Bahn¬ 
linie zur Eingliederung der Trasse (Einschnittslage), des Kreuzungs¬ 
bauwerkes (Bahnunterführung) sowie des Regenrückhalte- und Ab¬ 
satzbeckens in den nach Süden zum Innwerkkanal offenen Landschafts¬ 
raum 

Im Prüfbescheid der Zuschussfähigkeit der Regierung von Oberbayern vom 29.08.2001 werden die Maß¬ 
nahmen G1 und G2 vollumfänglich, die Maßnahme G3 jedoch nur zu 50 % als notwendige Gestaltungsflä¬ 
che für den Straßenbau anerkannt. 

Um das Gesamtkonzept der landschaftspflegerischen Maßnahmen aufrecht erhalten zu können wird daher 
der bei der Straßenplanung: nicht anerkannte Flächenumgriff der Maßnahme G3 (50 % aus 6.800 m2 Ge¬ 
samtfläche^ 3.400 m2) innerhalb des Bebauungsplanumgriffes als anrechenbarer Ausgleich für das 'Ge¬ 
werbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Mühldorf Nord' festgesetzt. 

Darüberhinaus ist innerhalb des Bebauungsplanumgriffes entlang der Westseite der Bahnlinie Rosenheim- 
Pilsting ein 20 m breiter Geländestreifen ebenfalls als öffentliche Grünfläche festgesetzt um die Teilflächen 
des amtlich kartierten Biotopes Nr. 7741-142.6-8 'Vegetation am Damm der Eisenbahnlinie Mühldorf a. Inn 
-Neumarkt St. Veit5 und den erhaltenswerten Vegetationsstrukturen entlang der Pleiskirchenstraße (Biotop 
Nr. 101 - eigener Erhebung) nach Süden hin fortzuführen. 

In der Landschaftspflegerischen Begleitplanung zur 'Umfahrung Mühldorf Nord’ ist als naturschutzfachlicher 
Ausgleich: für den Straßenbau unter anderem Flurnummer 919/4 Gemarkung Mühldorf a. Inn als Maßnah¬ 
me ’AE2 - Waldneubegründung östlich Starkheim’ enthalten. Von der Gesamtgrundstücksfläche von 1,3 ha 
werden 1.01 ha als anrechenbarer Ausgleich für die Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild der 
Straßenplanung zugerechnet daraus 0.54 ha für den Straßenabschnitt innerhalb des Bebauungspla¬ 
numgriffes „Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Mühldorf Nord“. Die verbleibende Restfläche 
(0,29 ha) wurde als Ökokontofläche entwickelt und wird nun als, Ausgleichsfläche der Bauleitplanung 'Ge¬ 
werbegebiet an der künftigen Umfahrung Mühldorf Nord5 zugerechnet. 

Damit ergibt, sich folgende Bilanz der festgesetzten 'Flächen zur Kompensation von Eingriffen nach § 1a 
BauGB (naturschutzrechtlicher Eingriffsregelung in der Bauleitplanung): 
• öffentliche Grünfläche östlich entlang der Bahnlinie 

beidseits der Umfahrung Mühldorf Nord 
Gesamtfläche ca. 6.800 m2 
als Ausgleichsfläche anrechenbar 50 % ca. 3.400 m2 

• öffentliche Grünfläche westlich entlang der Bahnlinie 
zwischen der Umfahrung Mühldorf Nord und der 
Hangkante an der Pleiskirchenstraße 
als Ausgleichsfläche anrechenbar ca. 1.800 m2 

• Ökokontofläche der Stadt Mühldorf a. Inn bei Starkheim 
Fl.Nr. 919/4 Gemarkung Mühldorf a. Inn 
als Ausgleichsfläche anrechenbar ca. 2.900 m2 

ca. 8.100 m2 Summe- 



Dem ermittelten Kompensationsflächenbedarf von 6.970 m2 stehen somit 8.100 m2 festgesetzte neue 
Grünflächen gegenüber; der geforderte Ausgleich nach der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung kann 
daher unter Anrechnung der Ökokontofläche bei Starkheim innerhalb des Bebauungsplanumgriffes er¬ 
bracht werden. 

2.4 Eingriffsregelung für Verkehrsanlagen 

Mit dem Bau der 'Umfahrung Mühldorf Nord' entstehen zusätzliche Eingriffe in Naturhaushalt und Land¬ 
schaftsbild, die nach § 8 BNatSchG bzw. Art. 6a BayNatSchG als länderbezogene Regelung ausgleichs¬ 
pflichtig sind. 

Entsprechend dem Vorgehen für Vorhaben der bayerischen Straßenbauverwaltung wird die Eingriffsermitt¬ 
lung nach den gemeinsamen Grundsätzen der Staatsministerien des Inneren 
und für Landesentwicklung und Umweltfragen für die Ermittlung von Ausgleich und Ersatz nach Art. 6 und 
6a BayNatSchG vom 21.06.93 durchgeführt. 

Die Eingriffsermittlung wurde für die gesamte Trassenführung der 'Umfahrung Mühldorf Nord' in der ge¬ 
trennt erstellten Landschaftspflegerischen Begleitplanung erarbeitet. 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungs- und Grünordnungsplanes (entspricht Konfliktbe¬ 
reich K1 der Landschaftspflegerischen Begleitplanung - Plan als Anlage zur Begründung) ist dabei für eine 
Flächeninanspruchnahme von 10.822 nr ein Ausgleichsbedarf von 5.399 nf ermittelt worden. 

Der für das Straßenbauvorhaben innerhalb des Bebauungsplanumgriffes notwendige Ausgleich wird antei¬ 
lig über die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme ,.Waldneubegründung östlich Starkheim“ erbacht. 

Die bilanzierten Eingriffe für die anderen Straßenbauabschnitte der „Umfahrung Mühldorf Nord“ 
außerhalb des Bebauungsplanverfahrens „Gewerbegebiet an der zu! 
geregelt. i ii 

- V?" 

: 
-__-a . - ./ r>T.j 
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Ausgleichfläche: Waldneubegründung östlich Starkheim 

Biotopgestaltung auf Fl.Nr. 919/4 Gemarkung Mühldorf a. Inn: 

Die Maßnahme ergänzt den bestehenden Auwald der Inn-Niederung südlich Mühldorf a. Inn. 
• Waldneubegründung mit standortgerechtem Laubwald 
• Aufbau strukturreicher Waldränder 
• Entwicklung breiter Gras- und Krautsäume 
• Wildobstbäume in Einzelstellung am westlichen Waldrand 
• Freihaltung der westlichen Teilfläche zur Offenhaltung des Landschaftsraumes südlich Starkheim 

Flurnummer 919/4 Gemarkung Mühldorf a. Inn 
gemäß Flurneuordnung - Verfahren 597860 Annabrunn: 

Gesamtfläche: 12.995 m2 zu 100 % als AE-Fläche anrechenbar. 

Aus der Gesamtfläche (1,3 ha) werden 1,01 ha als anrechenbare Ausgleichsfläche für die Eingriffe in Na¬ 
turhaushalt und Landschaftsbild durch die 'Umfahrung Mühldorf Nord' angerechnet, daraus 0,54 ha für den 
Straßenabschnitt innerhalb des Bebauungsplanumgriffes für das „Gewerbegebiet an der zukünftigen Um¬ 
fahrung Mühldorf Nord“ 

Für die Eingriffe innerhalb des Bebauungsplangebietes "Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung 
Mühldorf Nord' sind damit sowohl die Beeinträchtigungen aus der Gewerbegebietsausweisung mit der Er¬ 
richtung der Lärmschutzwand entlang Pleiskirchenstraße als auch dem Straßenbau (= Teilabschnitt der 
'Umfahrung Mühldorf Nord') entsprechend den angewandten Bilanzierungsgrundsätzen über die beschrie¬ 
benen grünordnerischen Maßnahmen kompensiert. 

3. VERKEHR 

Die Gewerbeflächen werden über die neue Umfahrung Mühldorf-Nord und die dafür vorgesehene Anbin¬ 
dung erschlossen. 

Bis zu dieser Einfahrt ist ein kombinierter Geh- und Radweg mit einer Breite von 3m an den Kreuzungs¬ 
punkt im Westen angebunden. 

Des weiteren wurden die Ergebnisse und Inhalte der "Verkehrsprognose 2010 für die Umfahrung Mühldorf- 
Nord", ergänzt um die "Verkehrsprognose 2015" vom Juli 2002, sowie das Gutachten über die "Prüfung von 
Erschiießungsvarianten für die Gewerbegebiete südlich der Pleiskirchenstraße", ebenfalls von Juli 2002, 
des Büros "GEVAS" in der Abwägung berücksichtigt. 

4. SCHALLSCHUTZ 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet an der Umfahrung Mühldorf Nord" der 
Stadt Mühldorf wurde bzgl. der Geräuschemissionen der Gewerbeflächen sowie der Geräuschimmissionen 
der umliegenden Verkehrswege ein erneutes Gutachten der Lärmschutzberatung Steger & Piening GmbH, 
Bericht Nr. 1745/b4/hu vom 22.01.03, erstellt. 
Es kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Gewerbeqeräusche 

Die Einschränkung des Gewerbegebietes erfolgt hinsichtlich der zulässigen Geräuschemissionen. Dazu 
wurde das Gebiet gemäß §1(4) Nr. 2 BauNVO nach den Eigenschaften von Betrieben und Anlagen geglie¬ 
dert. 

Dies war notwendig, um am Rande der westlich, nördlich und südöstlich benachbarten allgemeinen Wohn¬ 
gebiete die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 einhalten zu können. 



Es wurden deshalb maximal zulässige Geräuschemissionskontingente in Form von immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schalleistungspegeln für die gewerblich genutzten Flächen festgelegt, deren Einhaltung 
beim Bau oder bei immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren bei Neu- oder Umplanungen von 
der Genehmigungsbehörde überprüft werden und umgesetzt als Immissionsanteile in die entsprechenden 
Bau- und Betriebsgenehmigungen aufgenommen werden können. 

Dadurch ist langfristig sichergestellt, dass auch im Zusammenwirken aller gewerblicher Geräuschemitten¬ 
ten keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche an schützenswerter Bebauung eintreten. 

Verkehrsqeräusche: 

Wie die im bisherigen Verfahren dargelegten schalltechnischen Berechnungen zeigen, ergibt sich durch die 
Errichtung der geplanten Umfahrung Mühldorf Nord für eine Vielzahl von Anwesen entlang der Äußeren 
Neumarkter Straße (St 2092) eine erhebliche Entlastung von einwirkenden Verkehrsgeräuschimmissionen. 
Dem gegenüber werden durch die neu zu errichtende Umfahrung Mühldorf Nord sowie die geänderte An¬ 
bindung der St 2092 und die Erschließungsstraße in das Gewerbegebiet nördlich der Umfahrung Muhldorf 
Nord nur wenige Anwesen zusätzlich durch nächtliche Immissionsgrenzwertüberschreitungen betroffen 
sein. 

Diese Ergebnisse machen zum Schutz der Anwohner der Pleiskirchenstraße die Errichtung einer Lärm¬ 
schutzeinrichtung erforderlich, um die Anwohner entlang der Pleiskirchenstraße sowohl von den Straßen¬ 
verkehrsgeräuschen als auch von den aus den Gewerbegebieten entstehenden Emissionen weitestgehend 
zu schützen. 

Bei der Festsetzung einer Lärmschutzeinrichtung wurden die Möglichkeiten des vorrangigen aktiven Lärm¬ 
schutzes, insbesondere der Errichtung einer Lärmschutzwand, entweder im Norden des Gewerbeareals, 
südlich der Pleiskirchenstraße oder im Norden der Umfahrung Mühldorf-Nord, erwogen. Unter Beachtung 
folgender Gesichtspunkte wurde die Lärmschutzwand nördlich des Gewerbeareals und südlich der Pleiskir¬ 
chenstraße festgesetzt: 

a) Betrachtung aus landschaftsplanerischer Sicht 

Die Pleiskirchenstraße verläuft oberhalb der Hangkante, die als Altgrasflur mit Gehölzbestand kartiert und 
im Flächennutzungs- und Landschaftsplan als erhaltenswerter Biotop Nr. 101 eigener Erhebung ausgewie¬ 
sen ist. 

Die Hangkante im Bebauungsplangebiet ist Teil einer Ost-West gerichteten, über das Gebiet der Stadt 
Mühldorf a. Inn hinausreichenden Vernetzungsstruktur (Biotop amtlicher Kartierung Nr. 160) entlang der 
geologisch bedingten Terrassenkante zwischen den Inn-Terrassen der Spätwürmeiszeit und der Niederter¬ 
rasse der Würmeiszeit. 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist der Biotop (eigener Erhebung) daher entlang 
der Pleiskirchenstraße aufgrund seiner Wertigkeit als "Fläche zum Schutz und zur Pflege von Natur und 
Landschaft" festgesetzt. 

Bei der Festlegung der Baugrenzen für Gewerbeflächen unterhalb der Hangkante wurde im Sinne der Ein¬ 
griffsvermeidung nach Art. 6a BayNatSchG auf eine Flächeninanspruchnahme verzichtet. Eine unmittelba¬ 
re Beeinträchtigung der Biotopstruktur durch die Ausweisung von Gewerbeflächen konnte damit vermieden 
werden. 

Der Bau einer Lärmschutzwand entlang der Südseite der Pleiskirchenstraße ist naturschutzrechtlich prob¬ 
lematisch, da für die Errichtung der Wand in den Nordrand der Biotopfläche eingegriffen werden muss. 
Dabei sind auch bau- und anlagenbedingte Beeinträchtigungen zu verzeichnen. Die Freimachung des Bau¬ 
streifens wie die Bauarbeiten zu Tiefgründung der Trägerelemente und zur Aufstellung der Wandteile wer¬ 
den mit Eingriffen in den Gehölzbestand entlang der Hangkante verbunden sein. Um diesen so gering wie 
möglich zu halten, wird die Lärmschutzwand mit Trägerelementen auf Punktfundamenten errichtet, wo¬ 
durch ein dauerhafter flächiger Eingriff vermieden wird. Damit kann der Vegetationsbestand auf der Bö¬ 
schungskante zum größten Teil erhalten werden, die Biotopverbundfunktion bleibt bestehen. Der im nördli¬ 
chen Randbereich der Terrassenkante notwendige Eingriff ist mit Bereitstellung naturschutzsachlicher Aus¬ 
gleichsflächen kompensierbar. 



b) Betrachtung aus städteplanerischer Sicht 

Beim Bau der Wand südlich der Pleiskirchenstraße sind aufgrund der Hanglage städtebaulich negative 
Auswirkungen zu erwarten. Diese Auswirkungen sollen durch die Verwendung unterschiedlichen Materials 
(3 m Holz, 2,50 m Acrylglas) soweit als möglich vermieden werden. 

Die optische Beeinträchtigung südlich der Lärmschutzeinrichtung soll des weiteren durch natürlichen Be¬ 
wuchs reduziert werden. Bereits heute ist die Hangkante mit Bäumen und Pflanzen bewachsen, die eine 
Höhe von über 5,50 m haben. Dieser bereits vorhandene Bewuchs soll soweit als möglich erhalten bleiben 
bzw. nach Errichtung der Lärmschutzwand wiederhergestellt bzw. verstärkt werden. Ebenso wird auf der 
Nordseite die Lärmschutzwand punktuell mit Kletterpflanzen begrünt. 

c) Kosten 

Die Kosten der Lärmschutzwand in Holz-Acrylkombination einschließlich der voraussichtlichen Kosten für 
den Grunderwerb belaufen sich bei einer Länge von 349 Meter auf rd. 600.000,-- Euro. 

d) Betrachtung aus schallschutztechnischer Sicht 

Es wurde berücksichtigt, dass durch die Errichtung einer Lärmschutzwand südlich der Pleiskirchenstraße 
die Anwohner nördlich der Pleiskirchenstraße nicht nur vor den Lärmimmissionen der Umfahrung Mühldorf 
Nord, sondern auch vor den Lärmimmissionen des Gewerbegebiets geschützt werden. In den Entschei¬ 
dungsgründen des Urteils vom 16.09.2002, das die bisherige Bauleitplanung zum Streitgegenstand hatte, 
formuliert der zuständige 1. Senat des Verwaltungsgerichtshofes München wie folgt: 

"[...] Die Antragsgegnerin [die Stadt Mühldorf] meinte zu Unrecht, sie dürfe 'auf¬ 
grund der geltenden Regelwerke' (Seite 21 der Niederschrift über die Ausschuss¬ 
sitzung vom 23.04.2002) die sog. Summenwirkung der Verkehrsgeräusche und der 
Gewerbegeräusche nicht berücksichtigen. Es trifft zwar zu, dass die Belastung der 
angrenzenden Wohnbebauung für beide Geräuscharten jeweils gesondert ermittelt 
werden dürfte; das hätte es aber nicht ausgeschlossen, bei der Entscheidung über 
aktiven Lärmschutz zu berücksichtigen, dass die Anwesen nördlich der Pleiskir¬ 
chenstraße nicht nur vom Verkehrslärm der neuen Straße, sondern auch - in nicht 
unerheblichem Maß - vom Gewerbelärm betroffen sein werden." 

Bei Errichtung einer Lärmschutzwand entlang der Umfahrung Mühldorf Nord wäre der im Urteil angespro¬ 
chene zusätzliche Schutz der Anwohner vor den Geräuschemissionen aus den Gewerbegebieten nicht 
erreicht worden. Bei der nunmehr vorliegenden Planung wurde die vom Verwaltungsgerichtshof in Mün¬ 
chen in seiner Entscheidung vom 16.09.2002 angesprochene Summenwirkung beachtet, die gefundene 
Lösung vermag sowohl die Verkehrs- als auch die Gewerbegeräusche abzuschirmen. 

In der schalltechnischen Untersuchung des Büros Steger & Piening, Bericht Nr. 1745/b4/hu, vom 
22.01.2003 wird festgestellt, dass die zu erwartenden Verkehrsgeräuschimmissionen in einem begrenzten 
Bereich entlang der Umfahrung Mühldorf Nord mit Aufenthaltsräumen in Gewerbegebieten nicht verträglich 
sind. Es sind daher Maßnahmen vorzusehen, die für Aufenthaltsräume und speziell auch für Wohnnutzun- 
gen in diesem Bereich ausreichenden Schallschutz gewährleistet. 
Auch den in Gewerbegebieten allgemein zulässigen gewerblichen Geräuschimmissionen bis 65 dB(A) 
tagsüber wird durch eine entsprechende Festsetzung Rechnung getragen. 

Durch den neu zu errichtenden Straßenabschnitt ist weiterhin damit zu rechnen, dass außerhalb des Pla¬ 
nungsgebietes trotz der Errichtung eines aktiven Lärmschutzes in Form einer 5,5 m hohen Lärmschutz¬ 
wand südlich der Pleiskirchenstraße an einigen Anwesen die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärm¬ 
schutzverordnung überschritten werden können. Es sind dies die folgenden Flurstücke: 

Fl.-Nr. 765/75 
Fl.-Nr. 765/59 
Fl.-Nr. 765/60 
Fl.-Nr. 765/52 

Fl.-Nr. 771/3 
Fl.-Nr. 771/2 
Fl.-Nr. 771/1 
Fl.-Nr. 772/34 

Keine andere Situation ergäbe sich für diese Grundstücke bei einer Lösung Lärmschutzwand unmittelbar 
an der Umfahrung Mühldorf Nord. 
Eine Lärmüberschreitung ergibt sich ferner für folgendes Grundstück; 

Fl.-Nr. 785/19 
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In der schalltechnischen Untersuchung wird dabei insbesondere festgestellt, dass das Grundstück FI.Nr. 
785/19 sich innerhalb eines Bereiches, für den gemäß der schalltechnischen Untersuchung die Überschrei¬ 
tung der Immissionsgrenzwerte um 1 dB(A) möglich ist, befindet. Durch eine Fortsetzung der Lärmschutz¬ 
wand nach Osten wäre diese mögliche Immissionsbeeinträchtigung zwar weitestgehend vermeidbar, hätte 
jedoch zur Folge, dass das auf dem Grundstück befindliche Anwesen wegen des zu geringen Abstandes 
zwischen Wohngebäude und Lärmschutzwand massiv beeinträchtigt wäre. Eine Verschwenkung der Lärm¬ 
schutzwand nach Süden im Bereich des genannten Grundstückes ist wegen der abfallenden Hangkante 
ineffektiv. Die Eigentümer des Anwesens, Herr und Frau Walgenbach, haben sich einer Fortführung der 
Lärmschutzwand bis zur Bahntrasse bereits widersetzt und sich mit dem Einbau von Lärmschutzfenstern 
einverstanden erklärt. Dies hat die weitere positive Folge, dass für das genannte Anwesen auch die von 
der Bahn ausgehenden Immissionen wesentlich reduziert werden können. Eine Reflektionswirkung dieser 
Immissionen an der Lärmschutzwand findet nicht statt. 

Die vorbezeichneten Grundstücke befinden sich innerhalb eines Bereiches, für den gemäß der schall¬ 
schutztechnischen Untersuchung die Überschreitung der Immissionsgrenzwerte möglich ist. Die Grund¬ 
stückseigentümer sind zur Anmeldung von Ansprüchen auf Lärmschutzmaßnahmen gemäß § 42 BImSchG 
berechtigt. 

Die Eigentümer werden auf ihre grundsätzliche Anspruchsberechtigung auf baulichen Schallschutz hinge¬ 
wiesen. 

Bei Anmeldung der Ansprüche können durch die Stadt Mühldorf die maßgeblichen Beurteilungspegei an 
den betroffenen Gebäudefassaden und in den Außenwohnbereichen exakt nach Verkehrslärmschutzver¬ 
ordnung (16. BImSchV) ermittelt werden. 

Werden bei dieser projektbezogenen Einzelüberprüfung Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte fest¬ 
gestellt, wird durch die Stadt Mühldorf geprüft, ob dies den Einbau von Schallschutzmaßnahmen unter An¬ 
wendung der Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung (24. BImSchV) erfordert. Die Ansprüche 
gelten nur für Gebäude und sonstige schutzbedürftigen Nutzungen, die bei erster öffentlicher Auslegung 
des Bebauungsplans vorhanden oder genehmigt waren. 

Zur weiteren Begründung wird auf das Schallschutzgutachten des Büros Steger & Piening, 1745/b4/hu vom 
22.01.2003 verwiesen. 

e) Abstandsflächen 

Die zu errichtende Lärmschutzwand hat nach Art. 6 Abs. 1 i.V.m. Abs. 9 BayBO Abstandsflächen von an¬ 
deren oberirdischen baulichen Anlagen freizuhalten. Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt nach Art. 6 Abs. 
4 Satz 2 BayBO in Gewerbegebieten 0,25 H, mindestens 3 m. Bei der Ermittlung der erforderlichen Ab¬ 
standsfläche kommt es darauf an, ob das Grundstück, auf dem das Vorhaben errichtet werden soll, in dem 
für die (abweichende) Bestimmung der Abstandsflächentiefe maßgeblichen Gebiet liegt. Anders als etwa 
die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (§ 6 Abs. 5 Satz 4 BauONRW) enthält die Bayer. Bau¬ 
ordnung keine Bestimmung des Inhalts, dass zu angrenzenden anderen Baugebieten die jeweils größere 
Tiefe der Abstandsfläche gilt. Die Zugehörigkeit eines Grundstückes zu einem bestimmten Baugebiets 
bleibt deshalb auch dann maßgebend, wenn das Grundstück an der Grenze des Baugebiets liegt 
(BayVGH, Urteil vom 08.11.2001, Az. 2 N 01.2105). 

Die damit erforderliche Abstandsfläche von 3 m ist durchgängig bis zur Mitte der auf die ganze Länge über 
6 m breiten Pleiskirchenstraße eingehalten (Art. 6 Abs. 7 BayBO). 

Wegen der teilweisen Ausgestaltung der Lärmschutzwand aus Acrylglas und der ausreichenden Entfer¬ 
nung der Anwesen entlang der Pleiskirchenstraße von der Lärmschutzwand, ist ein Einmauerungseffekt 
nicht zu befürchten. Eine weitere Reduzierung der Höhe des aus Holz ausgeführten Teiles der Lärm¬ 
schutzwand ist wegen der Reflexionswirkung der Schallwellen schallschutztechnisch nicht möglich. Die 
Acrylglaswand kann erst ab einer Höhe von 3 m ausgeführt werden. 
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f) Private Belange 

Eine aktive Lärmschutzeinrichtung entlang der Umfahrung Mühldorf Nord hätte eine zumindest teilweise 
Unterbrechung der Sichtbeziehung des Gewerbeareals auf dem Grundstück Fl.Nr. 785 (westlicher Teil) zur 
Folge. Der Eigentümer des Grundstückes Fl.Nr. 785 (westlicher Teil), die Fa. ALDI, hat bereits die Verlet¬ 
zung eigentumsähnlicher Rechte angemahnt, wenn die Sichtbeziehung zwischen Gewerbegebiet und Ver¬ 
kehrsfläche durch eine Schallschutzeinrichtung unterbrochen würden. Die Fa. ALDI sieht darin eine Ein¬ 
schränkung des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebes und hat angekündigt, sich 
aus diesem Grund der Bebauungsplanung zu widersetzen. Diese bereits geltend gemachten Beeinträchti¬ 
gung ist durch die vorliegende Planung vermieden. 

Ähnliches gilt bezüglich des Eigentümers des Grundstückes Fl.Nr. 785 (östlicher Teil), der zu einer für die 
Errichtung einer Lärmschutzwand erforderliche Grundstücksabtretung nur dann bereit ist, wenn eine in der 
bisherigen, vom VGH München in seiner Entscheidung vom 16.09.2002 (AZ 1N01.1845) für unwirksam 
erklärten Bebauungsplanung vorgesehene, gewerbliche Nutzung des Grundstückes unverändert erhalten 
bleibt. Dies wäre wegen des Platzbedarfes einer verschwenden Zufahrt, wie sie in den Machbarkeitsstu¬ 
dien des Büros "GEVAS" erarbeitet wurden, nicht möglich. 

Die Grundstücke entlang der Pleiskirchenstraße sind durch eine Beschränkung des freien Blicks Richtung 
Süden beeinträchtigt. Aus diesem Grund wurde der obere Teil der Lärmschutzwand aus Acrylglas vorge¬ 
sehen. Die darüber hinausgehenden Beeinträchtigungen sind von den betroffenen Grundstückseigentü¬ 
mern hinzunehmen. 
Im übrigen ist die Hangkante zum überwiegenden Teil jetzt bereits mit einem starken Bewuchs von über 
5,50 Meter Höhe bewachsen, so dass eine freie Sichtbeziehung auch bisher mit wenigen Ausnahmen ein¬ 
geschränkt war. 

g) Zusammenfassung 

Unter Abwägung all dieser Gesichtspunkte, sei es nun aus schallschutztechnischer, landschaftsplaneri¬ 
scher, städtebaulicher, abstandsflächenrechtlicher Sicht, und unter Beachtung der privaten und öffentlichen 
Belange, ist der Festsetzung der Lärmschutzwand entlang der Pleiskirchenstraße der Vorzug in vorliegen¬ 
der Form zu geben. 

5. VER-UND ENTSORGUNG 

5.1 WASSERVERSORGUNG 

Die Wasserversorgung ist durch die Stadt Mühldorf gesichert. Die vorhandenen Leitungen haben ausrei¬ 
chende Querschnitte und die Versorgungsleitungen des Plangebietes können hier angeschlossen werden. 

5.2 STROMVERSORGUNG 

Die Versorgung des Plangebietes erfolgt durch das Netz der Stadtwerke. 

5.3 GASVERSORGUNG 

Die Gasversorgung hat eine Leitung in dem Bereich des Wirtschaftsweges verlegt. 

5.4 ABWASSER 

Die Entsorgung erfolgt über die städtische Kanalisation. Bis diese fertig gestellt ist, hat die Entsorgung über 
die Kanalisation in der Pleiskirchenstraße zu erfolgen. Es ist ein abgemagertes Mischsystem geplant. Das 
gesamte Regenwasser ist auf den Grundstücken zu versickern. 

5.5 MÜLLENTSORGUNG 

Die Müllentsorgung ist durch die Müllabfuhr des Landkreises gesichert. 
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Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.: 51-610/6-35-2 Di, Sb 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Aufstellung des Bebauungsplanes 

Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Mühldorf Nord 

1. Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung des Stadtrates vom 20.07.2000 (Nr. 125) die Aufstellung 
des o.g. Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 24.07.2000 ortsüblich 
bekannt gemacht. 

2. vorgezogene Bürgerbeteiligung 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom 26.07.2000 bis 11.08.2000 durchgeführt. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

3. 1. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 26.10.2000 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 08.11.2000 bis 11.12.2000 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 27.10.2000 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



4. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 21.12.2000 (Nr. 218) den Bebau¬ 
ungsplan i.d.F. v. 21.12.2000 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO als Satzung beschlos¬ 
sen. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

5. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
07.05.2001. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 21.12.2000 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Geschäftszeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. 
Inn zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 
Abs. 1 BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 
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6. 1. Ergänzungsverfahren 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

Aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 21.03.2002 Nr. 32 wurde das ergänzende Verfahren nach 
§ 215a BauGB durchgeführt. Die betroffenen Bürger wurden gemäß § 13 Nr. 2 BauGB und die betrof¬ 
fenen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Nr. 3 BauGB beteiligt. Die Frist für die Anregungen 
betrug 14 Tage und endete am 11.04.2002. 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 
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7. Satzungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 30.04.2002 den Bebauungsplan i.d.F. 
v. 23.04.2002 nach Abschluss des ergänzenden Verfahrens nach § 215 a BauGB gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB und Art. 91 BayBO als Satzung beschlossen. 

MühldQjlaJnn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

8. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
02.05.2002. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 23.04.2002 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Servicezeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. Inn 
zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Aus¬ 
kunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 Abs. 1 
BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 

1. Bürgermeister 

9. 2. Ergänzungsverfahren 

Aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 20.02.2003 Nr. 16 wurde das 2. ergänzende Verfahren nach 
§ 215a BauGB durchgeführt. Die wiederholte öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 3 BauGB fand in 
der Zeit vom 28.02.2003 - 31.03.2003 statt. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurden 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bis zum 31.03.2003 durchgeführt. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



10. Satzungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 20.05.2003 den Bebauungsplan i.d.F. 
v. 06.05.2003 nach Abschluss des 2. ergänzenden Verfahrens nach § 215 a BauGB gemäß § 10 Abs. 
1 BauGB und Art. 91 BayBO als Satzung beschlossen. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

11. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
22.05.2003. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 06.05.2003 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Servicezeiten in Stadtbauamt. Fluterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. Inn 
zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Aus¬ 
kunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 Abs. 1 
BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.: 51-610/6-35-2 Di, Sb 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Aufstellung des Bebauungsplanes 

Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Mühldorf Nord 

1. Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung des Stadtrates vom 20.07.2000 (Nr. 125) die Aufstellung 
des o.g. Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 24.07.2000 ortsüblich 
bekannt gemacht. 

2. vorgezogene Bürgerbeteiligung 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom 26.07.2000 bis 11.08.2000 durchgeführt. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

3. 1. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 26.10.2000 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 08.11.2000 bis 11.12.2000 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 27.10.2000 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



4. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 21.12.2000 (Nr. 218) den Bebau¬ 
ungsplan i.d.F. v. 21.12.2000 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO als Satzung beschlos¬ 
sen. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

5. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
07.05.2001. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 21.12.2000 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Geschäftszeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. 
Inn zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 
Abs. 1 BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

6. 1. Ergänzungsverfahren 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

Aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 21.03.2002 Nr. 32 wurde das ergänzende Verfahren nach 
§ 215a BauGB durchgeführt. Die betroffenen Bürger wurden gemäß § 13 Nr. 2 BauGB und die betrof¬ 
fenen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Nr. 3 BauGB beteiligt. Die Frist für die Anregungen 
betrug 14 Tage und endete am 11.04.2002. 



7. Satzungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 30.04.2002 den Bebauungsplan i.d.F. 
v. 23.04.2002 nach Abschluss des ergänzenden Verfahrens nach § 215 a BauGB gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB und Art. 91 BayBO als Satzung beschlossen. 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

8. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
02.05.2002. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 23.04.2002 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Servicezeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. Inn 
zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Aus¬ 
kunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 Abs. 1 
BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

9. 2. Ergänzungsverfahren 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

Aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 20.02.2003 Nr. 16 wurde das 2. ergänzende Verfahren nach 
§ 215a BauGB durchgeführt. Die wiederholte öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 3 BauGB fand in 
der Zeit vom 28.02.2003 - 31.03.2003 statt. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurden 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bis zum 31.03.2003 durchgeführt. 



10. Satzungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 20.05.2003 den Bebauungsplan i.d.F. 
v. 06.05.2003 nach Abschluss des 2. ergänzenden Verfahrens nach § 215 a BauGB gemäß § 10 Abs. 
1 BauGB und Art. 91 BayBO als Satzung beschlossen. 

1. Bürgermeister 

11. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
22.05.2003. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 06.05.2003 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Servicezeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101, 84453 Mühldorf a. Inn 
zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Aus¬ 
kunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 Abs. 1 
BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 
BauGB). 



Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.: 51 -610/6-35-2Sb, Di 

Mühldorf a. Inn, 21.05.2003 

Bekanntmachung 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für den Bebauungsplan "Gewerbegebiet an 
der zukünftigen Umfahrung Mühldorf Nord" (siehe Lageplan). 

Der Stadtrat der Stadt Mühldorf a. Inn hat am 20.05.2003 den Bebauungsplan 
"Gewerbegebiet an der zukünftigen Umfahrung Mühldorf Nord" i.d.F.v. 06.05.2003, 
nach Abschluss des 2. ergänzenden Verfahrens nach § 215a BauGB, als Satzung be¬ 
schlossen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches 
(BauGB) ortsüblich bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan "Gewerbegebiet an der zukünftigen 
Umfahrung Mühldorf Nord" i.d.F.v. 06.05.2003 in Kraft. 

Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung beim Stadtbauamt, Huterer- 
gasse 2, 1.Stock, Zimmer N101, 84453 Mühldorf a. Inn, während der allgemeinen Servi¬ 
cezeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 
1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich werden demnach 

1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 BauGB bezeichne- 
ten Verfahrens- und Formvorschriften und 

2. Mängel der Abwägung 

wenn sie nicht in Fällen der Nummer 1 innerhalb eines Jahres, in Fällen der Nummer 2 
innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich ge¬ 
genüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung 
oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 
des Anspruches herbeigeführt wird. 

angebracht: 2t--2003 
abgenommen: 03-^1:2003 
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